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Die Stadtverordnetenversammlung
- Gesundheitsausschuss -

Punkt 1 der öffentlichen Sitzung am 07.09.2004  

Vorlage Nr. 04-F-03-0063

Berücksichtigung von gesundheitlichen Belangen bei der Vergabe von städtischen 
Aufträgen und der Beschaffung von Produkten
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN vom 31.8.2004 -

Der Gesundheitsausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

● wie sich die Novellierung der UVP-Richtlinie bewährt hat und wie in Zukunft die 
Belange des Umwelt- und Gesundheitsschutzes bei der Vergabe und Beschaffung 
berücksichtigt werden. 

● ob trotz des laufenden Personalabbaus ausreichend Arbeitskapazitäten vorgehalten 
werden, um den Umwelt- und Gesundheitsschutz bei der Vergabe und Beschaffung 
in Zukunft in vollem Umfange sicherzustellen.

Beschluss Nr. 0042
 
Der Antrag ist durch den mündlichen Bericht des Magistrates ( Herr Fiala, Amt 80 ) erledigt.
 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .09.2004
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Sellmann
stellvertretender Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .09.2004

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .09.2004
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Dezernat III
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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